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S a t z u n g  

über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für öffentliche Verkehrsanlagen  

in der Stadt Saarburg vom 21.04.2015 

i. d. F. der 3. Änderungssatzung vom 02.03.2017 

 

 

Der Stadtrat der Stadt Saarburg hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-

Pfalz (GemO) vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 

vom 19.08.2014 (GVBl. S. 181) sowie der §§ 2 Abs. 1, 7,10 und 10a des Kommunalabgaben-

gesetzes für Rheinland-Pfalz (KAG) vom 20.06.1995 (GVBl. S. 175), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 15.02.2011 (GVBl. S. 25) in seiner Sitzung am 16.04.2015 folgende Satzung be-

schlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 

 

Präambel 

 

Soweit in dieser Satzung Funktions- und Tätigkeitsbezeichnungen in der männlichen Form 

verwendet werden, ist darunter auch die jeweils weibliche Form zu verstehen, zur Gewährleis-

tung der besseren Lesbarkeit der Satzung wurde darauf verzichtet, in jedem Einzelfall beide 

Formen in den Text aufzunehmen. 

 

 

§ 1 
Erhebung von Ausbaubeiträgen 

 

(1) Die Stadt Saarburg erhebt wiederkehrende Beiträge für die Herstellung und den Ausbau 

von Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des Kommunalabgabengesetzes und dieser 

Satzung. 

 

(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneuerung, der 

Erweiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben. 

 

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise unbrauch-

baren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmäßigen Verkehrsbedürf-

nis genügenden Zustand, 

 

2. "Erweiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anlage oder deren 

Ergänzung durch weitere Teile, 
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3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage, 

 

4. "Verbesserung" sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Änderung der Ver-

kehrsbedeutung i. S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der Beschaffenheit 

und Leistungsfähigkeit einer Anlage. 

 

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Verkehrsanlagen, 

die nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig sind. 

 

(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbeträge nach §§ 

135 a - c BauGB zu erheben sind. 

 

(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der Bei-

tragserhebung außer Verhältnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen stehen. 

 

 

§ 2 
Beitragsfähige Verkehrsanlagen 

 

Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie selbständi-

ge Parkflächen und Grünanlagen sowie für selbständige Fußwege. 

 

 
§ 3 

Ermittlungsgebiete 

 

(1) Der beitragsfähige Aufwand wird für die eine Abrechnungseinheit bildenden Verkehrsanla-

gen nach den jährlichen Investitionsaufwendungen in den Abrechnungseinheiten nach Absatz 

2 ermittelt. 

 

(2) Sämtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen folgender Gebiete bilden jeweils ein-

heitliche öffentliche Einrichtungen (Abrechnungseinheiten), wie sie sich aus den als Anlagen 

beigefügten Plänen ergeben. 

 

Es werden die nachstehenden Abrechnungseinheiten gebildet: 

 

- Abrechnungseinheit I: Saarburg/Niederleuken 
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- Abrechnungseinheit II: Kahren 

 
- Abrechnungseinheit III: Hosteberg 

 

- Abrechnungseinheit IV: Krutweiler 

 

- Abrechnungseinheit V: Industriegebiet „Irscher Straße“ 

 

- Abrechnungseinheit VI: Gewerbegebiet „Saarufer“ 

 

- Abrechnungseinheit VII: Beurig. 

 

Die Begründung für die Aufteilung des Stadtgebietes in mehrere Abrechnungseinheiten ist 

dieser Satzung als Anlage beigefügt. 

 

 

§ 4 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise 

nutzbaren Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit der Zufahrt oder des 

Zugangs zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben. 

 

 

§ 5 
 Stadtanteil 

 
Der Stadtanteil beträgt 35 % mit Ausnahme der Abrechnungseinheiten III, V und VI (Hoste-

berg, Industriegebiet „Irscher Straße“ und Gewerbegebiet „Saarufer“); dort beträgt er 25 %.  

 

 

§ 6 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je 

Vollgeschoss beträgt 15 v. H.; für die ersten zwei Vollgeschosse beträgt der Zuschlag einheit-

lich 30 v. H. 

 

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt: 

 

1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das Grundstück nur teilweise 

überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem Innenbereich nach § 34 BauGB  
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zuzuordnen, gilt als Grundstücksfläche die des Buchgrundstücks; Nr. 3 ist insoweit ggf. 

entsprechend anzuwenden. 

 

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser maßge-

bend. Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

3. Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB), 

sind zu berücksichtigen: 

 

a) Bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis zu 

einer Tiefe von 40 m (Tiefenbegrenzung bei übertiefen Grundstücken), sofern die jen-

seits der Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücksteile – ggf. auch unter Einbeziehung 

von Grundstücksteilen innerhalb der Tiefenbegrenzung – nicht im Sinne des § 10 a Abs. 

1 Satz 2 KAG baulich oder in ähnlicher Weise selbständig nutzbar sind. 

 

b) Bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch 

einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundstücke), 

die Fläche von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer 

Tiefe von 40 m, sofern die jenseits der Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücksteile – 

ggf. auch unter Einbeziehung von Grundstücksteilen innerhalb der Tiefenbegrenzung – 

nicht im Sinne des § 10 a Abs. 1 Satz 2 KAG baulich oder in ähnlicher Weise selbstän-

dig nutzbar sind. 

 

c) Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, bleiben 

bei der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) unberücksichtigt. 

 

d) Sind die hinter der Tiefenbegrenzung nach a) und b) liegenden Grundstücksteile nicht im 

Sinne von § 10 a Abs. 1 Satz 2 KAG selbständig nutzbar und geht die tatsächliche bau-

liche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche Nutzung der innerhalb der Tiefenbegren-

zung liegenden Grundstücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung nach a) und b) hin-

aus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatsächli-

chen Nutzung. 

 

4. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, Fest-

platz, Campingplatz, Wohnmobilstellplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die Fläche des im 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegenden Grundstücks oder Grundstücksteiles 

vervielfacht mit 0,5. 
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Bei Grundstücken, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 

BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Fläche des Grundstückes vervielfacht mit 0,5. 

 

5. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, 

werden zur Ermittlung der Grundstücksfläche die Vorschriften entsprechend angewandt, 

wie sie bestehen für  

 

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über das 

zulässige Nutzungsmaß getroffen sind, 

b) die unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässi-

ge Nutzungsmaß enthält. 

 

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt: 

 

1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl 

der Vollgeschosse zugrunde gelegt. 

 

2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern 

eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumas-

senzahl. Ist auch eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der baulichen 

Anlagen in Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die durch 3 geteilte höchstzulässige 

Trauf- oder Firsthöhe. Sind beide Höhen festgesetzt, so ist die höchstzulässige Traufhöhe 

der Berechnung zugrunde zu legen. Soweit der Bebauungsplan keine Festsetzungen trifft, 

gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen Außen-

wand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen 

auf- und abgerundet. 

 

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, gelten Nr. 1 und 2 

entsprechend. 

 

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt 

 

a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 

Vollgeschosse; ist ein Grundstück bereits bebaut und ist die dabei tatsächlich verwirk-

lichte Vollgeschosszahl höher als die in der näheren Umgebung, so ist die tatsächlich 

verwirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu legen. 
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b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Vollgeschossen. 

Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken 

oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend. 

 

5. Ist nach den Nr. 1 – 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die tatsächlich vor-

handene Traufhöhe geteilt durch 3 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen auf- 

und abzurunden sind. Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit 

der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.  

 

6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die au-

ßerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (z. B. Sport-, Fest- und 

Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird bei vorhandener Bebauung die tatsächliche 

Zahl der Vollgeschosse angesetzt; in jedem Fall mindestens ein Vollgeschoss. 

 

7. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt die 

festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die tatsächli-

che Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein Vollgeschoss. 

 

8. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, 

werden zur Ermittlung der Vollgeschosse die Vorschriften entsprechend angewandt, wie 

sie bestehen für 

 

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über das 

zulässige Nutzungsmaß getroffen sind, 

 

b) die unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässi-

ge Nutzungsmaß enthält, 

 

9. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollge-

schosse gilt, wenn sie höher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den vorstehenden 

Regelungen.  

 

10. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von Vollge-

schossen zulässig oder vorhanden, gilt die bei der überwiegenden Baumasse vorhande-

ne Zahl. 

 

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die Maßstabsdaten 

(gewichtete Grundstücksfläche) um 20 % erhöht. Dies gilt entsprechend für ausschließlich 

gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzte Grundstücke in sonstigen Baugebie-
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ten und innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB). 

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken (ge-

mischt genutzte Grundstücke) in sonstigen Baugebieten und innerhalb der im Zusammenhang 

bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB) erhöhen sich die Maßstabsdaten um 10 %. 

 

(5) Absatz 4 gilt nicht für die Abrechnung selbständiger Grünanlagen. 

 

(6) Ergeben sich bei der Ermittlung des Vollgeschoss- bzw. Artzuschlages Bruchzahlen, wer-

den diese auf ganze Zahlen abgerundet. 

 

 

§ 7 
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke 

 

(1) Für Grundstücke, die zu einer Abrechnungseinheit nach dieser Satzung Zufahrt oder Zu-

gang nehmen können und zusätzlich durch eine außerhalb der Abrechnungseinheit gelegene 

Erschließungsanlage erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge zu erheben sind, 

wird die Grundstücksfläche bei der Ermittlung des Beitragssatzes und bei der Veranlagung mit 

50 % angesetzt. Gleiches gilt, wenn Kosten der erstmaligen Herstellung aufgrund von Verträ-

gen (Ablöse-, Erschließungsvertrag) zu leisten sind. 

 

(2) Wird eine Tiefenbegrenzung nach § 6 Abs. 2 angesetzt, gelten die Regelungen nach Ab-

satz 1 nur für die sich überschneidenden Grundstücksteile. Entsprechendes gilt, wenn von der 

neuen Erschließungsanlage eine Tiefenbegrenzung angesetzt wird. 

 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Grundstücke, die ausschließlich gewerblich oder in-

dustriell genutzt werden, sowie für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten. 

 

 

§ 8 
Entstehung des Beitragsanspruches 

 

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr. 

 

 

 

§ 9 
Vorausleistungen 

 
(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Stadt Vorausleistungen auf wieder-
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kehrende Beiträge erhoben werden. 

 

(2) Die Vorausleistungen können bis zur voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende Jahr 

bemessen werden. 

 

 

§ 10 
Ablösung des Ausbaubeitrages  

 

Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von bis zu 10 Jah-

ren vereinbart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu erwartenden Kos-

tenentwicklung die abgezinste voraussichtliche Beitragsschuld zugrunde gelegt. 

 

 

§ 11 
Beitragsschuldner 

 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-

tümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist. 

 

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind 

die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil Bei-

tragsschuldner. 

 

 

§ 12 
Veranlagung und Fälligkeit 

 

(1) Die wiederkehrenden Beiträge und Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen 

Bescheid festgesetzt und 1 Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 

 

(2) Der Beitragsbescheid enthält: 

 

1. Die Bezeichnung des Beitrages, 

 

2. den Namen des Beitragsschuldners, 

 

3. die Bezeichnung des Grundstückes, 

 

4. den zu zahlenden Betrag, 
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5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen Kosten, 

des Stadtanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung, 

 

6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins, 

 

7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht, und 

 

8. eine Rechtsbehelfsbelehrung. 

 

(3) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge können durch besonderen 

Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt werden. 

 

 

§ 13 
Übergangsregelung 

 

(1) Erhebt die Stadt wiederkehrende Beiträge für Verkehrsanlagen, werden Grundstücke oder 

Grundstücksteile erstmals 15 Jahre nach Entstehung des letzten Anspruchs auf Erschlie-

ßungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch oder auf Ausbaubeiträge bei der Ermittlung berück-

sichtigt und beitragspflichtig. 

 

(2) Dies gilt entsprechend im Falle der Ablösung von Erschließungsbeiträgen nach § 133 Abs. 

3 Satz 5 BauGB sowie bei Abschluss von Erschließungsverträgen nach § 124 BauGB jeweils 

ab dem Zeitpunkt der technischen Fertigstellung der Erschließungsanlage. 

 

(3) Grundstücke oder Grundstücksteile in förmlich festgelegten Sanierungsgebieten werden bei 

einer sanierungsbedingten Bodenwerterhöhung zwischen 3 und 10 €/qm erstmals 8 Jahre, 

darüber hinaus erstmals 15 Jahre, nach Entstehen des Anspruchs auf Ausgleichsbeträge nach 

§ 154 BauGB bei der Ermittlung berücksichtigt und beitragspflichtig. 

 

 

§ 14 
Öffentliche Last 

 

Der wiederkehrende Straßenausbaubeitrag liegt als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
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§ 15 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 31.12.2007 in Kraft. 

Saarburg, den 21.04.2015  

 

Stadt Saarburg 

 

gez. Jürgen Dixius 

 

Stadtbürgermeister 

 

 

Anlage zur Satzung der über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für öffentliche Ver-

kehrsanlagen in der Stadt Saarburg vom 21.04.2015 

Begründung zur Aufteilung des Stadtgebietes gem. § 3 Abs. 2: 

 

Der Stadtrat Saarburg beschließt in Wahrnehmung des Selbstverwaltungsrechtes unter Be-

achtung der örtlichen Gegebenheiten, statt sämtlicher Verkehrsanlagen des gesamten Ge-

meindegebietes lediglich Verkehrsanlagen einzelner, voneinander abgrenzbarer Gebietsteile 

als einheitliche öffentliche Einrichtung zu bestimmen. 

 

Bei Kahren und Krutweiler handelt es sich zum einen um abgelegene Stadtteile (ca. 2,8 bzw. 

1,6 km), so dass eine räumliche Abgrenzbarkeit zum Stadtgebiet Saarburg gegeben ist. Zu-

dem waren diese Stadtteile selbständige Gemeinden bis zum Abschluss der Auseinanderset-

zungsverträge vom 29.10./01.11.1970 bzw. 06.06.1969. Hier wurde das Beitragssystem wie-

derkehrender Beitrag bereits im Jahr 1996 eingeführt, während im „Stadtgebiet“ Erhebungen 

noch bis Ende 1998 nach dem System Durchschnittsatz erfolgten.  

 

In Kahren wurde die den Stadtteil prägende Verkehrsanlage (L 132) in 2006 ausgebaut und 

wird über wiederkehrende Ausbaubeiträge 2006/2007 bezogen auf die Abrechnungseinheit 

Kahren abgerechnet. Vergleichbar ist die Situation in Krutweiler in Bezug auf den Ausbau der 

Bürgersteige entlang der Brunnenstraße (K 129), der in mehreren Abschnitten erfolgte, und 

für den wiederkehrende Beiträge für die Jahre 1999 - 2002 erhoben wurden bzw. für die Jahre 

2006 und 2007 zu erheben sind. 

 

Beim Hosteberg handelt es sich ebenfalls um eine abgelegenen Stadtteil (ca. 2,6 km von Kah-

ren), so dass eine räumliche Trennung sowohl zu Kahren als auch zum Stadtgebiet Saarburg 

gegeben ist. Des weiteren handelt es sich um das Gebiet des ehemaligen Ferienhausgebie-
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tes, welches durch eine einheitliche Straßenausstattung und einen im wesentlichen gleichen 

Grundstückszuschnitt gekennzeichnet ist.  

 

Bei den weiteren Einheiten Industriegebiet „Irscher Straße“ sowie Gewerbegebiet „Saarufer“ 

ist neben der räumlichen Abgrenzbarkeit zum Stadtgebiet ein deutlicher Unterschied in der 

Straßenbreite und – ausstattung, der Grundstückszuschnitte sowie der Art der baulichen Nut-

zung festzustellen. 

 

Das restliche Stadtgebiet bestehend aus den Stadtteilen Saarburg, Niederleuken und Beurig 

wird vor dem Hintergrund des fehlenden räumlichen Zusammenhang (trennende Wirkung der 

Saar gemäß Urteil des OVG Rheinland-Pfalz vom 10. Dezember 2014, 6 A 10853/14.OVG) in 

eine Abrechnungseinheit „links der Saar“, namentlich „Saarburg/Niederleuken“, sowie eine 

weitere Abrechnungseinheit „rechts der Saar“, namentlich „Beurig“ aufgeteilt. 

 

Aus Vorstehendem ist der Stadtrat Saarburg der Auffassung, dass aufgrund dieser besonde-

ren Gegebenheiten es gerechtfertigt ist, abweichend vom gesetzlichen Regelfall  getrennte 

Abrechnungseinheiten zu bilden. 

 

 

 


